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26. Juli 2004: Hartz IV – Nachbesserung?                  

M ö g l i c h k e i t e n  e i n e r  N a c h b e s s e r u n g  H a r t z  I V  

Eine Verordnung müsste mindestens verbindlich kläre n, dass 
bei der Angemessenheit der Wohnkosten nach SGB II 
örtliche Bedingungen berücksichtigt werden müssen.  Sie 
önnte sich dabei auf die entsprechenden Regelungen im 

SGB XII stützen.  

Eine bloße Ermächtigung zu „lokalen Pauschalen“ ist  aber 
unzureichend, wenn nicht gleichzeitig soziale 
Mindestanforderungen definiert werden.  

Eine Verordnung  auch  klare Bestimmungen enthalten  zur 
Ermittlung des verfügbaren Wohnungsangebotes, zu de n 
Anforderungen einer angemessenen und zumutbaren Woh -
nungsversorgung und zu Übergangs - und Härtefall -
regelungen.  

Das Wirtschaftsministerium betont in Pressemitteilu ngen, 
dass eine massenhafte Verdrängung arbeitsloser Miet er nicht 
erwartet werden und nicht beabsichtigt sei. Es geht  davon 
aus, dass die Kommunen über die besten Erfahrungen aus 
der BSHG-Praxis verfügen. Erst wenn sich zeigen sollte, dass  
sie die gesetzlichen Bestimmungen allzu restriktiv auslagen, 
müsse man zu einer Rechtsverordnung greifen. Je nac h 
Entwicklung wird man drauf zurück kommen müssen.     

Nach SGB II und SGB XII erhalten Hilfebe -
dürftige neben niedrigen Grundpauschalen auch 
die Kosten für Unterkunft und Heizung, - aller -
dings nur in „angemessener“ Höhe. Was das ist, 
hat der Gesetzgeber nicht definiert. Er hat sich 
auch gar nicht mit den m öglichen Folgen für die 
W ohnraumversorgung beschäftigt. Seit die 
„Wohnkostenfrage“ in den überregionalen 
Medien auftaucht, nennt Minister Clement 
unsere Befürchtungen „Panikmache“. Sollte nur 
ein Teil unserer Befürchtungen eintreten werden 
Regierung und Pa rlament nicht umhin kom men, 
sich mit den offen gebliebenen Aspekten noch 
einmal zu beschäftigen. In welche Richtungen 
könnten „Nachbesserungen“ gehen? Ist Hartz IV 
überhaupt reformierbar? Oder sind die Folgen 
für die Wohnraumversorgung ein weiterer Punkt, 
die grundsätzliche Verfehltheit dieser „Reform“ 
zu begründen und die „Rückabwicklung“ zu 
fordern?  

Diese Info - Reihe informiert Multiplikatoren über 
die rechtlichen und (kom m unal)politischen 
Auseinandersetzungen um die Folgen der Hartz 
U msetzung für das Woh nen und zeigt Hand -
lungsansätze auf.  
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Arbeitsverpflichtung.  
Das würde bedeuten,  dass die Kommunen zu einer 
aktiven Wohnraumversorgungspolitik verpflichtet 
wären und bei Versagen anderer Maßnahmen 
Menschen, die aus sonstigen Leistungen 
herausfallen,  eine Mietwohnung zur Verfügung 
stellen müssten. Wohnungslosigkeit wäre damit 
grundsätzlich vermeidbar.  

(2)  In jedem Einzelfall müsste geprüft werden, ob die 
Senkung von Wohnkosten möglich, zumutbar, 
verhältnismäßig und im Sinne sozialer Integration 
förderlich ist. Der Nachweis preisgünstiger, 
zumutbarer Alternativen muss durch den 
kommunalen Träger erfolgen, nicht durch den 
Hilfebezieher.  

(3)  Für neu in den ALG II -Bezug fallende Menschen 
könnten Übergangsfristen bestimmt werden, in 
denen auch eine erhebliche Überschreitung der 
Wohnkosten geduldet wird.  

(4)  Die Ermittlung lokaler Pauschalen für Wohn - und 
Heizkosten müsste sich an objektiven Erhebungen 
zu örtlich üblichen Kosten (für einen Durchschnitt 
der Bevölkerung) und der Verfügbarkeit der 
Wohnungen orientieren.  

(5)  Die Mietschuldenübernahme zur Vermeidung eines 
Wohnungsverlustes sollte nicht an die Aussicht auf 
einen Arbeitsplatz gebunden werden.  

S c hla glic hter s o n stiger 

R ef or m b e d arf:  

Rücknahme der Verschärfung der Unterhaltsansprüche 
gegenü ber der bisherigen Arbeitslosenhilfe. 
(Bedarfsgemeinschaften).  
Die Sanktionsmöglichkeiten müssen umfassend 
entschärft werden, soll ein Abrutschen in prekäre W ohn
und Arbeitsverhältnisse vermieden werden.  
Die Zumutbarkeit von angebotenen Arbeitsplätzen und  
Arbeitsgelegenheiten muss sich an geltenden 
Tarifverträgen orientieren.  
Es muss wieder echte Zuverdienstmöglichkeiten geben , 
d.h. ohne Abzug eines Großteils des Verdienstes. 
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